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A 1. Vertragsgrundlagen 
 
A 1.1. Die nach den Abschnitten der Besonderen Teile abgeschlossenen Versicherungen bilden in 
Verbindung mit dem Allgemeinen Teil (A) dieser Versicherungsbedingungen jeweils rechtlich selbständige 
Verträge. 
 
A 1.2. Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes vereinbart ist, gelten die gesetzlichen 
Vorschriften. Dies gilt insbesondere für die im Anhang aufgeführten Gesetzesbestimmungen, die nach 
Maßgabe der Versicherungsbedingungen Inhalt des Versicherungsvertrages sind. 
 
A 1.3. Abweichende Regelungen in den Besonderen Teilen gehen den Regelungen des Allgemeinen Teiles 
(A) vor. 
 
A 2. Beginn und Ende des Versicherungsschutzes; Dauer und Ende des Vertrages; Prämie bei 
vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 
A 2.1. Beginn des Versicherungsschutzes 
 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der 
Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie rechtzeitig im Sinne von A 3.1. zahlt. 
 
A 2.2. Dauer und Ende des Vertrages 
A 2.2.1 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen. 
A 2.2.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, 
wenn nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres 
eine Kündigung zugegangen ist. 
A 2.2.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer 
Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
A 2.2.4 Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf des dritten oder 
jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten vom Versicherungsnehmer 
gekündigt werden.  
Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres zugehen. 
  
A 2.3. Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 



Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Versicherungsperiode oder wird es nach Beginn 
rückwirkend aufgehoben oder von Anfang an wegen arglistiger Täuschung nichtig, so gebührt dem 
Versicherer die Prämie oder die Geschäftsgebühr nach Maßgabe der §§ 39 und 80 des 
Versicherungsvertragsgesetzes (VVG).   
 
A 3. Prämienzahlung 
 
A 3.1. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung, erste oder einmalige Prämie 
A 3.1.1  Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung der Erstprämie    
Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich 
nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu 
zahlen. 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist die erste oder einmalige 
Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt 
der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist. 
 
Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, gilt als erste Prämie nur die erste Rate der ersten 
Jahresprämie. 
 
A 3.1.2 Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie 
Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 3.1.1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt 
gezahlt, ist der Versicherer nach Maßgabe des § 37 VVG berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten oder auch 
leistungsfrei. 
 
A 3.2. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung, Folgeprämie 
Eine Folgeprämie wird am Ersten des Monats fällig, in dem eine neue Versicherungsperiode beginnt. Die 
Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung ergeben sich aus § 38 VVG. 
 
A 3.3. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung  
Ist die Einziehung der Prämie von einem Konto vereinbart, so gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn die 
Prämie zu dem im Versicherungsschein angegebenen Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der 
Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.  
Konnte die fällige Prämie ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer schriftlichen 
Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.  
Hat der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass die Prämie wiederholt nicht eingezogen werden kann, ist 
der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen.  
  
A 3.4. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung  
  
Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen 
als gestundet. Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn eine Entschädigung 
fällig wird. 
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Prämienzahlung verlangen.  
  
A 4. Kündigung  
 
A 4.1. Kündigung nach dem Versicherungsfall 
A 4.1.1 Nach Eintritt des Versicherungsfalles kann der vom Schaden betroffene Vertrag gekündigt werden. 
Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach 
Auszahlung der Entschädigung zugegangen sein. 
 
A 4.1.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim 
Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem 
späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahres, wirksam wird. 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam. 
 
A 4.2. Teilkündigung; Teilrücktritt und teilweise Leistungsfreiheit 
A 4.2.1 Sind die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer im Fall der Anzeigepflichtsverletzung des 
Versicherungsnehmers oder seines Vertreters (A 5.) oder der Gefahrerhöhung (A 6.) zum Rücktritt oder zur 
Kündigung berechtigt ist, nur im Hinblick auf einen Teil der Gegenstände erfüllt, die durch einen Vertrag 



versichert sind, besteht ein Kündigungs- oder Rücktrittsrecht auch für den übrigen Teil. Dies gilt nur, wenn 
anzunehmen ist, dass der Versicherer für diesen Teil allein den Vertrag unter den gleichen Bestimmungen 
nicht geschlossen hätte. 
A 4.2.2 Kündigt der Versicherer den Vertrag teilweise oder tritt er von ihm teilweise zurück, kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag für den übrigen Teil mit Wirkung spätestens zum Ende der 
Versicherungsperiode, in der die Teilkündigung oder der Teilrücktritt des Versicherers wirksam wird, 
kündigen. 
 
A 4.2.3 Sind die Voraussetzungen, unter denen der Versicherungsnehmer im Fall der Gefahrerhöhung 
seinen Versicherungsschutz nach Maßgabe der §§ 23-27 VVG verliert, nur im Hinblick auf einen Teil der 
Gegenstände erfüllt, die durch einen Vertrag versichert sind, verliert er den Versicherungsschutz für den 
übrigen Teil. Dies gilt nur, wenn anzunehmen ist, dass der Versicherer für diesen Teil allein den Vertrag 
unter den gleichen Bestimmungen nicht geschlossen hätte.                                               
 
A 4.3. Ist eine Kündigung des Versicherungsnehmers unwirksam, ohne dass dies auf Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit beruht, so wird die Kündigung wirksam, falls der Versicherer nicht unverzüglich widerspricht. 
 
A 5.  Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters 
 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen 
Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer 
ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der 
Versicherer Fragen in Textform im Sinne des Satzes 1 stellt. 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Abs. 1, so kann der Versicherer nach Maßgabe 
der §§ 19-21 VVG vom Vertrag zurücktreten, kündigen oder eine Vertragsanpassung vornehmen. Der 
Versicherer kann nach § 21 Abs. 2 VVG auch leistungsfrei sein. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind gemäß § 20 VVG 
sowohl die Kenntnis und Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und Arglist des Versicherungsnehmers 
zu berücksichtigen. 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag nach § 22 VVG wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt 
unberührt. 
 
 A 6. Gefahrerhöhung 
 
A 6.1. Pflichten des Versicherungsnehmers; Kündigungsrecht des Versicherers; Leistungsfreiheit 
 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 
Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, die ihm bekannt wird, dem Versicherer unverzüglich 
anzuzeigen, und zwar auch dann, wenn sie ohne seinen Willen eintritt.                                                                                                                                        
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Abs.1, oder verletzt er seine Anzeigepflicht nach 
Abs. 2, so kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 23-27, 29 VVG den Vertrag kündigen, eine 
Vertragsanpassung vornehmen oder auch leistungsfrei sein. 
 
A 6.2 Prämienänderung 
Wird eine nachträglich angezeigte höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbetrieb des Versicherers 
geltenden Grundsätzen nur zu einer höheren Prämie übernommen, hat der Versicherer anstelle des 
Kündigungsrechts Anspruch auf diese Prämie vom Zeitpunkt des Eintritts der Gefahrerhöhung an. 
Abweichend von § 25 VVG besteht das Kündigungsrecht des Versicherungsnehmers unabhängig von der 
Höhe der Prämienanpassung. 
 
A 6.3. Ausgleich 
Gefahrerhöhende Umstände können durch Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder durch sonstige 
gefahrmindernde Umstände ausgeglichen werden, insbesondere soweit diese mit dem Versicherer 
vereinbart sind. 
 
A 7. Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall            
 
Der Versicherungsnehmer hat , unabhängig von den in den Besonderen Teilen aufgeführten Obliegenheiten, 
bei Eintritt eines Versicherungsfalles 
 
A 7.1. den Schaden dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen; 
 



A 7.2. unter Beachtung der Weisung des Versicherers nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung 
des Schadens zu sorgen, sofern ihm dabei nichts Unbilliges zugemutet wird;     
 
A 7.3. dem Versicherer auf dessen Verlangen im Rahmen des Zumutbaren jede Untersuchung über 
Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang seiner Entschädigungspflicht zu gestatten, jede 
hierzu dienliche Auskunft - auf Verlangen schriftlich - zu erteilen und die erforderlichen Belege beizubringen; 
 
A 7.4. dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen, wenn der Verbleib abhanden gekommener Sachen 
ermittelt wird. 
                                                                                                                        
A 8. Sicherheitsvorschriften 
 
Der Versicherungsnehmer hat, unabhängig von den in den Besonderen Teilen aufgeführten 
Sicherheitsvorschriften, 
 
A 8.1. alle gesetzlichen, behördlichen oder in dem Versicherungsvertrag vereinbarten 
Sicherheitsvorschriften zu beachten. 
Abweichungen von Sicherheitsvorschriften, denen das Gewerbeaufsichtsamt oder die Berufsgenossenschaft 
schriftlich zugestimmt hat, beeinträchtigen die Entschädigungspflicht nicht. 
 
A 8.2. die versicherten Sachen, insbesondere Sicherheitseinrichtungen, wasserführende Anlagen und 
Einrichtungen, Dächer und außen an den versicherten Gebäuden angebrachte Sachen stets in 
ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten und Mängel oder Schäden unverzüglich beseitigen zu lassen. 
 
A 8.3. eine übliche Datensicherung zu betreiben und die Vorschriften und Hinweise des Herstellers zur 
Wartung und Pflege der Datensicherungsanlage und der Datenträger zu beachten. 
 
A 9. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten/Sicherheitsvorschriften 
 
A 9.1. Vor dem Versicherungsfall oder zur Gefahrverhütung, -verminderung 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der genannten Obliegenheiten vorsätzlich oder grob fahrlässig, so ist 
der Versicherer nach Maßgabe des § 28 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine 
Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach Zugang wirksam. 
 
A 9.2. Im oder nach dem Versicherungsfall 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten vorsätzlich oder grob fahrlässig, so ist der 
Versicherer nach Maßgabe der §§ 28 und 82 VVG  leistungsfrei. 
Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 
 
A 10. Mehrere Versicherer 
 
A 10.1. Anzeigepflicht 
 
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem 
Versicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer 
und die Versicherungssumme anzugeben. 
 
A 10.2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe A 10.1), so ist der Versicherer nach Maßgabe 
des § 28 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird mit 
Zugang wirksam.  
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor dem Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von 
der anderen Versicherung erlangt hat. 
Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles, noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 
 
A 10.3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung 
 Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die 
Versicherungssummen zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die 
Summe der Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu 
zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor. 



Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen 
hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen 
nicht mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die 
Verträge bei demselben Versicherer bestehen. 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung 
für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass 
die Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
Versicherungssummen, aus denen die Prämien errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben 
worden wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass 
aus allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
Versicherungssummen in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 
Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt. 
 
A 10.4. Beseitigung der Mehrfachversicherung 
Eine Mehrfachversicherung kann auf Verlangen des Versicherungsnehmers nach Maßgabe des § 79 VVG 
durch Aufhebung oder Herabsetzung der Versicherungssumme des später geschlossenen Vertrages 
beseitigt werden. 
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungssumme und Anpassung der Prämie 
werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht. 
 
A 11. Versicherung für fremde Rechnung 
 
A 11.1. Soweit die Versicherung für fremde Rechnung genommen ist, kann der Versicherungsnehmer, auch 
wenn er nicht im Besitz des Versicherungsscheines ist, über die Rechte des Versicherten ohne dessen 
Zustimmung im eigenen Namen verfügen, insbesondere die Zahlung der Entschädigung verlangen und die 
Rechte des Versicherten übertragen. Der Versicherer kann jedoch vor Zahlung der Entschädigung den 
Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. 
 
A 11.2. Der Versicherte kann über seine Rechte nicht verfügen, selbst wenn er im Besitz des 
Versicherungsscheines ist. Er kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des 
Versicherungsnehmers verlangen. 
 
A 11.3. Soweit Kenntnis oder Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung ist, kommt 
auch Kenntnis oder Verhalten des Versicherten in Betracht. Im Übrigen gilt § 47 VVG. 
 
A 12. Verzicht auf Schadenersatzansprüche gegenüber Dritten  
 
Die Entschädigungspflicht bleibt unberührt, soweit der Versicherungsnehmer gegenüber Dritten 
Ersatzansprüche oder deren Sicherung dienende Rechte aufgibt oder im Voraus auf sie verzichtet hat. Dies 
gilt jedoch nicht für Schäden, die vorsätzlich oder grob fahrlässig von den Dritten oder deren 
Repräsentanten, oder die vorsätzlich von sonstigen Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen der Dritten 
verursacht werden. 
Gegenüber Arbeitnehmern des Versicherungsnehmers verzichtet der Versicherer auf Regressansprüche, es 
sei denn, dass Vorsatz vorliegt. 
 
A 13. Sachverständigenverfahren  
 
A 13.1. Versicherungsnehmer und Versicherer können nach Eintritt des Versicherungsfalles vereinbaren, 
dass die Höhe des Schadens durch Sachverständige festgestellt wird. Das Sachverständigenverfahren kann 
durch Vereinbarung auf sonstige tatsächliche Voraussetzungen des Entschädigungsanspruchs sowie der 
Höhe der Entschädigung ausgedehnt werden. 
Der Versicherungsnehmer kann ein Sachverständigenverfahren auch durch einseitige Erklärung gegenüber 
dem Versicherer verlangen. 
 
A 13.2. Für das Sachverständigenverfahren gilt: 
A 13.2.1 Jede Partei benennt schriftlich einen Sachverständigen und kann dann die andere Partei unter 
Angabe des von ihr benannten Sachverständigen schriftlich auffordern, den zweiten Sachverständigen zu 
benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht binnen zwei Wochen nach Empfang der Aufforderung 
benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht 
ernennen lassen. In der Aufforderung ist auf diese Folge hinzuweisen. 



A 13.2.2 Beide Sachverständige benennen schriftlich vor Beginn des Feststellungsverfahrens einen dritten 
Sachverständigen als Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch das 
für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt. 
A 13.2.3 Der Versicherer darf als Sachverständige keine Personen benennen, die Mitbewerber des 
Versicherungsnehmers sind oder mit diesen in Geschäftsverbindung stehen, ferner keine Personen, die bei 
Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt sind oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis stehen. 
Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmanns durch die Sachverständigen. 
 
A 13.3. Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzeitig ihre Feststellungen. Weichen die 
Feststellungen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser 
entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststellung der Sachverständigen 
gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig. 
 
A 13.4. Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen beide 
Parteien je zur Hälfte. 
  
A 13.5. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind verbindlich, wenn nicht 
nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. 
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn 
die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern. 
 
A 13.6. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht 
berührt. 
 
A 14. Zahlung der Entschädigung 
 
A 14.1. Auszahlung 
Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und der Höhe nach festgestellt, so hat die Auszahlung 
der Entschädigung binnen zwei Wochen zu erfolgen. Jedoch kann ein Monat nach Anzeige des Schadens 
als Abschlagszahlung der Betrag beansprucht werden, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 
 
A 14.2. Zinsen 
Die vom Versicherer zu zahlende Entschädigung ist seit  Anzeige des  Schadens für das Jahr mit vier 
Prozent zu verzinsen, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund ein höherer Zins verlangt werden kann. 
 
Die Verzinsung entfällt, soweit die Entschädigung innerhalb eines Monats seit Anzeige des Schadens 
gezahlt wird. Zinsen werden erst fällig, wenn die Entschädigung fällig ist. 
 
A 14.3. Hemmung des Fristenlaufs 
Der Lauf der Fristen gemäß A 14.1. und 2. ist gehemmt, solange infolge Verschuldens des 
Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 
 
A 14.4. Zahlungsaufschub 
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, 
A 14.4.1 solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen, 
A 14.4.2 wenn gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner Repräsentanten aus Anlass des 
Versicherungsfalles ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren aus Gründen eingeleitet worden ist, 
die auch für den Entschädigungsanspruch rechtserheblich sind, bis zum rechtskräftigen Abschluss des 
Verfahrens. 
Der Versicherer wird von der Berechtigung, die Verzinsung und Zahlung aufzuschieben, keinen Gebrauch 
machen, sofern sich das behördliche oder strafgerichtliche Verfahren nicht ausdrücklich gegen den 
Versicherungsnehmer selbst, seine gesetzlichen Vertreter oder Repräsentanten richten sollte. 
 
A 14.5. Realkredit 
Die gesetzlichen Vorschriften über die Sicherung des Realkredits bleiben unberührt. 
 
A 14.6. Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt 
ist; das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat. 
 
 
A 15. Entschädigungsgrenzen; Selbstbeteiligung 
 
A 15.1. Entschädigung 



Der Versicherer leistet Entschädigung je Versicherungsfall höchstens bis zur vereinbarten 
Versicherungssumme oder bis zu den vereinbarten Entschädigungsgrenzen. Maßgebend ist der niedrigere 
Betrag. 
Die Entschädigungsgrenzen vermindern sich nicht dadurch, dass die Entschädigung geleistet wird. Dies gilt 
nicht für vereinbarte Jahreshöchstentschädigungen. 
 
A 15.2. Jahreshöchstentschädigung 
Soweit eine Jahreshöchstentschädigung vereinbart ist, fallen alle Versicherungsfälle, die im laufenden 
Versicherungsjahr beginnen, insgesamt unter die Jahreshöchstentschädigung. 
 
A 15.3. Selbstbehalt 
A 15.3.1. Ist ein Selbstbehalt vereinbart, so wird der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag 
einschließlich Schadenminderungskosten und Ersatz für sonstige versicherte Kosten je Versicherungsfall um 
den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. 
Treffen innerhalb der rechtlich selbständigen Verträge im Versicherungsfall mehrere Selbstbeteiligungen 
zusammen, so findet insgesamt nur die höchste Selbstbeteiligung Anwendung. 
A 15.3.2 Unter einem Schadenereignis im Sinne dieser Versicherungsbedingungen sind alle 
Schadenereignisse zu verstehen, die aus ein und derselben Ursache in zeitlichem Zusammenhang 
innerhalb von 72 Stunden anfallen. Schadenereignisse, die innerhalb von 72 Stunden zeitlich unabhängig 
voneinander auftreten, fallen nicht unter diese Bestimmung, sondern gelten jeweils als ein gesondertes 
Schadenereignis. 
 
A 16. Repräsentanten 
 
A 16.1. Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner Repräsentanten 
zurechnen lassen. 
 
A 16.2. Als Repräsentanten gelten bei 
A 16.2.1 Aktiengesellschaften die Mitglieder des Vorstandes; 
A 16.2.2 Gesellschaften mit beschränkter Haftung die Geschäftsführer; 
A 16.2.3 Kommanditgesellschaften die Komplementäre; 
A 16.2.4 Offenen Handelsgesellschaften die Gesellschafter; 
A 16.2.5 Gesellschaften bürgerlichen Rechts die Gesellschafter; 
A 16.2.6 Einzelfirmen die Inhaber; 
A 16.2.7 anderen Unternehmensformen die nach den gesetzlichen Vorschriften berufenen obersten 
Vertretungsorgane. 
 
A 16.3. Personen, denen Sachen aufgrund eines Miet-, Pacht- oder ähnlichen Verhältnisses für längere Zeit 
in alleinige Obhut gegeben worden sind, sind nur dann Repräsentanten, wenn ihnen vom 
Versicherungsnehmer die Befugnis übertragen worden ist, in einem nicht ganz unbedeutenden Umfang für 
den Versicherungsnehmer zu handeln. 
Schließt der Versicherungsnehmer im Rahmen seines Gewerbes laufend eine Vielzahl von Miet- oder 
Pachtverträgen ab, so sind Mieter und Pächter nicht Repräsentanten des Versicherungsnehmers. 
 
A 17. Verjährung; Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenänderungen 
 
A 17.1. Verjährung 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Frist beginnt mit dem Schluss 
des Jahres, in dem die Leistung verlangt werden kann. 
Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt der Zeitraum 
von der Anmeldung bis zum Zugang der schriftlichen Entscheidung des Versicherers bei der 
Fristberechnung nicht mit. 
 
A 17.2. Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenänderungen 
A 17.2.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind schriftlich abzugeben. Sie 
sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen 
Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. 
A 17.2.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, 
genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber anzugeben ist, die Absendung 
eines eingeschriebenen Briefes an die letzte, dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung wird zu 
dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie ohne die Anschriftenänderung bei regelmäßiger Beförderung dem 
Versicherungsnehmer zugegangen sein würde. 



A 17.2.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden 
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen unter A 17.2.2 entsprechende 
Anwendung. 
 
A 18. Gerichtsstand 
 
Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände nach §§ 13, 17, 21, 29 
ZPO sowie § 215 VVG. 
 
A 19. Anzuwendendes Recht 
 
Für die in dieser Police abgeschlossenen Verträge gilt deutsches Recht. 
 
 
 


